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Drucksache 7/ 4616 


22. 01. 76 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Menschenrechtsbericht der Bundesregierung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird auf gef ordert, im Rahmen ihres jähr- 
lich zu erstattenden Berichts zur Lage der Nation einen Bericht 
über Verwirklichung und Verletzung der Menschenrechte im 
geteilten Deutschland vorzulegen. 


Bonn, den 22. Januar 1976 


Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 


Im Widerspruch zu den Menschenrechtsbeschlüssen der Ver- 
einten Nationen, deren Mitglied die DDR seit fast zwei Jahren, 
die UdSSR und Polen seit 1945 sind, und im Widerspruch zum 
innerdeutschen Grundlagenvertrag werden in der DDR, insbe- 
sondere an der Demarkationslinie zur Bundesrepublik Deutsch- 
land sowie in den deutschen Ostgebieten die Menschenrechte 
nach wie vor in erheblichem Ausmaß verletzt. 

Weder der Beitritt der DDR, Polens und der UdSSR zu den 
Internationalen Menschenrechtspakten der Vereinten Nationen 
noch die Schlußakte der Konferenz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa, in deren 7. Prinzip die Achtung der Men- 
schenrechte von allen Teilnehmerstaaten zugesichert wird, 
haben an diesem Zustand irgend etwas geändert. 

Angesichts dieser Situation haben der Deutsche Bundestag und 
die Öffentlichkeit in Deutschland einen Anspruch darauf, über 
Art und Ausmaß der Menschenrechtswirklichung und der Men- 
schenrechtsverletzungen im geteilten Deutschland von der Bun- 
desregierung umfassend und detailliert unterrichtet zu werden. 

Da dieser Bereich ein Teil der gesamtdeutschen Situation ist, 
die von der Bundesregierung in ihrem jährlichen Bericht zur 
Lage der Nation darzustellen ist, gehört die Darstellung der 
Menschenrechtsverletzungen als Bericht in den politischen 
Zusammenhang mit diesem Bericht der Bundesregierung. 

Außerdem bietet ein solcher Bericht der Bundesregierung Gele- 
genheit, die den Vereinten Nationen am 16. September 1966 
zugeleitete „Dokumentation über die Verletzung der Menschen- 
rechte in der sowjetisch besetzten Zone" fortzuschreiben und auf 
den heutigen Stand zu bringen. 
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